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Der Fall Klimt/Bloch-Bauer
Seit Jahren beschäftigt der Fall Klimt/Bloch-Bauer die Zeitungen, ohne daß Schreiber und Leser genau wissen, worum es dabei wirklich geht. Aber auch gewöhnlich gut informierte Juristen haben von der rechtlichen Problematik nur von weitem gehört. Hauptsächlich kann man zu den im Belvedere befindlichen strittigen sechs Klimt-Bildern zwei Meinungen hören. Die einen sagen wie die Republik Österreich, die Sache sei ganz einfach, Adele Bloch-Bauer habe die Bilder der Österreichischen Galerie vermacht, sie besitze sie daher zu Recht. Die anderen bestreiten dies und meinen, es handle sich um einen Rückstellungsfall.
Nun ist die Sache in ein neues Stadium getreten. Ein Schiedsgericht soll in den nächsten Monaten die causa unter Zugrundelegung österreichischen Rechts endgültig lösen. Der folgende Beitrag will zeigen, um welche Tatsachen- und Rechtsfragen es im einzelnen geht und wo die Ansatzpunkte zu ihrer Lösung liegen. Er baut auf einer ausführlichen Untersuchung auf, die gerade in Buchform erschienen ist
 und die die rechtliche Problematik im Detail prüft. Auf sie müssen besonders interessierte Leser verwiesen werden. Im folgenden werden nur „die Eckpunkte des Falls“ dargestellt.

Von o. Univ.-Prof. Dr. Rudolf Welser, Wien
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A. 
Sachverhalt
Die sog Klimt-Bilder im Belvedere – es handelt sich um zwei Porträts der Adele Bloch-Bauer und vier Landschaften – befanden sich ursprünglich im Besitz der Ehegatten Bloch-Bauer, also von Adele Bloch-Bauer und Ferdinand Bloch-Bauer. In ihrem Testament vom Jahre 1923 richtete Adele Bloch-Bauer an ihren Gatten Ferdinand die Bitte, die Bilder nach seinem Tod der Österreichischen Galerie, also der Republik Österreich, zu hinterlassen. Sie starb 1925. Lange vor Ferdinand Bloch-Bauers Tod gingen die Bilder auf Grund der nationalsozialistischen Machtergreifung merkwürdige Wege. Im Laufe der Zeit, insbesondere auf Grund von Verfügungen eines nationalsozialistischen Verwalters, gelangten einige davon direkt, andere auf Umwegen an die Österreichische Galerie (damals Moderne Galerie).

Nach dem Krieg bemühte sich der vor den Nationalsozialisten in die Schweiz geflüchtete Ferdinand Bloch-Bauer um die Rückgabe seines Vermögens, die zum Teil auch gewährt wurde. Um andere Vermögenswerte aus Österreich ausführen zu dürfen, erklärte sich nach seinem Tod der Vertreter seiner Erben damit einverstanden, daß die Klimt-Bilder im Belvedere blieben.

Der Usus, rückgabeberechtigten Personen für ihre Kunstgegenstände Ausfuhrbewilligungen zu erteilen, wenn sie einige oder mehrere davon der Republik überließen, war damals allgemein üblich. Heute meint man, daß solche „Überlassungen“ nicht ganz aus freien Stücken erfolgt sind. Sie seien unter dem Druck zustande gekommen, anderes Vermögen ausführen zu dürfen. Ein Gesetz aus 1998 ermächtigt daher bestimmte Minister, solche der Republik Österreich „überlassene“ Kunstgegenstände, den ursprünglichen Eigentümern oder ihren Erben zurückzugeben.

Das Bundesministerium für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten hat die Rückstellung der Klimt-Bilder abgelehnt. Grundlage hiefür war ein Rechtsgutachten der Finanzprokuratur vom 10. Juni 1999, das die Auffassung vertrat, die Bilder gehörten der Republik Österreich (der Österreichischen Galerie) schon auf Grund des Erbrechts, nämlich des Testaments der Adele Bloch-Bauer (allenfalls auf Grund einer Schenkung), so daß gar keine Rückstellungs-Problematik vorliege. Einwände der Erbin nach Ferdinand Bloch-Bauer, Maria Altmann, ließ man nicht gelten.

Maria Altmann war und ist der Meinung, daß eine auf die Überlassung der Bilder gerichtete wirksame letztwillige Verfügung nicht vorliege und daß die seinerzeitigen Vorgänge eine Rückgabe rechtfertigen. Mangels jeder Verhandlungsbereitschaft der Republik Österreich entschloß sie sich, ihren Rechtsstandpunkt bei Gericht durchzusetzen. Da die bei einem Prozeß in Österreich zu entrichtenden Gerichtsgebühren exorbitant hoch gewesen wären, wandte sie sich an ein amerikanisches Gericht. Daraufhin wurde jahrelang um die Zuständigkeit amerikanischer Gerichte gestritten. Gegen heftigsten Widerstand der Republik Österreich haben dann im Jahre 2004 die amerikanischen Gerichte ihre Zuständigkeit bejaht, so daß auf die Sache selbst eingegangen werden konnte. In dem vom amerikanischen Prozeßrecht vorgesehenen, dem eigentlichen Prozeß vorgelagerten „Vergleichsverfahren“ einigten sich die Parteien darauf, die Streitfrage durch ein österreichisches Schiedsgericht unter Zugrundelegung des österreichischen Rechts entscheiden zu lassen.

Der Rechtsstreit weist mehrere Besonderheiten auf:

Erstens sind die maßgebenden Tatsachen, welche die Grundlage der Entscheidung bilden, nicht vollständig bekannt und können auch niemals restlos aufgeklärt werden. So steht zB nicht einmal fest, ob die strittigen Bilder ursprünglich Adele Bloch-Bauer oder ihrem Ehegatten Ferdinand gehört haben. Es bedarf besonderer Gründlichkeit und Feinfühligkeit, um unter Auswertung der vorhandenen Indizien mit Hilfe der richterlichen Beweiswürdigung die fehlenden Sachverhaltselemente zu ergänzen.

Die zweite Schwierigkeit des Falles liegt darin, daß in ihm zwei Rechtsgebiete ineinander verwoben sind: das Erbrecht und das Rückstellungsrecht. Die causa hat ihren Ausgangspunkt im Testament der Adele Bloch-Bauer. Diese Erbrechtsproblematik entwickelte sich über Jahrzehnte weiter, wurde dann von den Beschlagnahmeakten des nationalsozialistischen Staats in vielerlei Facetten überlagert, bis sie in die Rückstellungsproblematik mündete. Der Streit ist daher ohne grundlegende Kenntnis des österreichischen Erbrechts nicht lösbar. Mangelhaftes Wissen oder oberflächliche Behandlung müssen in die Irre führen, was dann auch in der Behandlung der Rückstellungsproblematik zu fehlerhaften Schlüssen verleitet.

Die dritte Besonderheit betrifft die Behandlung des Falls in der Öffentlichkeit, besonders in den Medien. Obwohl es bei den in Frage stehenden Klimt-Bildern um Kulturgut höchster Stufe geht und daher auch finanziell unschätzbare Werte auf dem Spiele stehen, wurden die alles entscheidenden Rechtsfragen niemals öffentlich diskutiert. Der beratende Ausschuß und die zuständige Ministerin begnügten sich mit dem schon erwähnten Gutachten der Finanzprokuratur (des „Rechtsanwalts der Republik Österreich“), das unter Berufung auf das Erbrecht von einer Rückstellung der Klimt-Bilder abriet. Verhandlungen mit dem Rechtsanwalt der Erbin Ferdinand Bloch-Bauers, Maria Altmann, wurden stets abgelehnt. Von der Einholung eines oder mehrerer weiterer Rechtsgutachten (zB von Personen, die nicht eine der Parteien zu vertreten haben) ist nichts bekannt geworden. Und so konnte die Republik an ihrer Rechtsauffassung niemals Zweifel haben. Es wurde ihr nicht bewußt, auf welch wackeligen Beinen das Gutachten der Finanzprokuratur in wichtigen Punkten steht und wie oft auch das Gegenteil der dort vertretenen Rechtsauffassung genau so richtig sein kann.

Einem entsprechenden Bild begegnet man in den Medien. Die Meinung der zur Wahrung der Interessen der Republik Österreich berufenen Finanzprokuratur gilt ihnen in etwa wie die eines unabhängigen Höchstgerichts. Dementsprechend erfährt man aus manchen Zeitungen bis zum heutigen Tag, daß die „Causa Klimt“ in Wirklichkeit gar keine sei und mit Arisierung und Rückstellung nichts zu tun hat. Adele Bloch-Bauer habe die strittigen Bilder der Republik Österreich (Österreichischen Galerie) „vererbt“, bei der sie sich auch befänden. Damit sei die Sache erledigt. Es gehe nur darum, unberechtigte Ansprüche abzuwehren.

Das nun tätig werdende Schiedsgericht soll in den nächsten Monaten seine Entscheidung treffen, was vielleicht dazu führen wird, daß die Angelegenheit nochmals in der Öffentlichkeit eine bescheidene Aufmerksamkeit findet.
B. Die Rechtsfragen

Die für die Lösung des Falls entscheidenden Rechtsfragen sind überaus zahlreich und verwickelt. Sie sollen zunächst einmal nur skizziert werden:

1.
Die 1925 verstorbene Adele Bloch-Bauer hatte in ihrem Testament an ihren Ehegatten die „Bitte“ gerichtet, „Meine 2 Porträts und die 4 Landschaften von Gustav Klimt nach seinem Tode der österreichischen Staatsgalerie in Wien zu hinterlassen.“ Ferdinand Bloch-Bauer starb erst nach dem 2. Weltkrieg, er hat aber keine solche letztwillige Verfügung errichtet. Welche erbrechtlichen Voraussetzungen sind daraus abzuleiten? Die testamentarische Bitte kann unverbindlich (bloßer Wunsch) oder verbindlich gemeint sein. Im Fall der Unverbindlichkeit kann die Republik aus dem Testament keine Ansprüche ableiten.

2.
War die Anordnung verpflichtend gemeint, ist zu prüfen, ob es rechtlich überhaupt möglich ist, daß jemand (der erste Erblasser) jemand anderen (den zweiten Erblasser) verpflichten kann, in bestimmter Weise zu testieren, weil der erste Erblasser doch damit in die Testierfreiheit des zweiten eingreifen würde. Nach hM sind zwar Testiergebote und Testierverbote unzulässig, doch können sie unter Umständen in fideikommissarische Substitutionen des ersten Erblassers umgedeutet werden, wenn sie sich auf Sachen des ersten Erblassers beziehen. Ob die Umdeutung auch möglich ist, wenn die Gebote und Verbote die eigenen Sachen der Erben betreffen, ist überaus strittig, jedoch nach der in der Literatur hM zu verneinen.
3.
Aus diesen Gründen ist jedenfalls erheblich, wem die strittigen Bilder gehörten: der Erblasserin Adele oder ihrem Erben Ferdinand, den sie um die Hinterlassung an die Österreichische Galerie gebeten hatte.
4.
Ferdinand Bloch-Bauer hatte im Verlassenschaftsverfahren nach seiner Frau durch seinen Rechtsvertreter im Testamentserfüllungsausweis erklärt, die Bitte seiner Frau sei unverbindlich und die Bilder gehörten ihm persönlich; er werde sie aber dennoch getreulich erfüllen. Die Finanzprokuratur (Republik Österreich) behauptet, daß in dieser Erklärung Ferdinands ein konstitutives Anerkenntnis zu erblicken sei, aus welchem Ferdinand auf jeden Fall (ohne Rücksicht auf die testamentarische Anordnung seiner Frau) verpflichtet worden sei. Es sei aber auch möglich, die Erklärung Ferdinands als eine Offerte unter Lebenden anzusehen, die von der Republik stillschweigend angenommen worden sei.

5.
Die Bilder blieben zunächst jedenfalls bei Ferdinand Bloch-Bauer. Er mußte aber in der nationalsozialistischen Zeit in die Schweiz flüchten. Sein Vermögen wurde beschlagnahmt und zur Abdeckung angeblicher Steuerschulden verwendet. Von den Nationalsozialisten wurde hiezu ein Vermögensverwalter namens Dr. Führer eingesetzt, der auch mit den strittigen Bildern allerlei Manipulationen vornahm. Zwei dieser Bilder (Adele Bloch-Bauer I und Apfelbaum I) tauschte er bei der Österreichischen Galerie gegen das Bild „Schloß Kammer am Attersee III“ ein, berief sich aber gleichzeitig auf die Erfüllung des letzten Willens Adele Bloch-Bauers. Zwei Bilder verkaufte er an die Wiener Städtischen Sammlungen, eines an Gustav Ucicky und eines behielt er für sich. Es fragt sich, ob in den mit der Österreichischen Galerie getätigten Geschäften zumindest teilweise Erfüllungsakte, also Handlungen zur Erfüllung testamentarischer Zuwendungen der Erblasserin Adele gesehen werden können, wie dies die Finanzprokuratur meint.

6.
Nach dem Krieg versuchten Ferdinand Bloch-Bauer und seine Erben, das beschlagnahmte Vermögen, insbesondere die Bildersammlung Ferdinand Bloch-Bauers zurückzuerhalten, darunter auch jene Bilder, auf die sich die Bitte Adeles bezogen hatte. Die Verhandlungen für die Familie Bloch-Bauer führte Dr. Rinesch. Auf Seiten der Republik Österreich war der Direktor der Österreichischen Galerie Dr. Garzarolli federführend, der seinerseits wieder beim früheren Direktor Dr. Grimschitz Informationen einholte. Nach längeren Verhandlungen erklärte Dr. Rinesch, die Legatsverfügung Adele Bloch-Bauers anzuerkennen, so daß die von den Nationalsozialisten beschlagnahmten und teilweise in der Österreichischen Galerie befindlichen Bilder dort bleiben könnten. Umgekehrt stimmte das Bundesdenkmalamt auf Ersuchen Dr. Garzarollis der Ausfuhr wichtiger anderer Gemälde zu. Solche „Geschäfte“, also die Überlassung zurückzustellender Vermögensgegenstände an die Republik gegen die Erteilung einer Erlaubnis zur Ausfuhr anderer Kunstgegenstände werden heute – mögen sie auch damals rechtmäßig gewesen sein – als rechtlich bedenklich angesehen. Das Restitutionsgesetz 1998 ermächtigt daher gewisse Bundesminister zur Rückstellung von zurückbehaltenen Kunstgegenständen. Sind für die damals überlassenen Klimt-Bilder die Voraussetzungen der Herausgabe nach dem Restitutionsgesetz erfüllt?

Somit werden folgende Fragen im folgenden genauer geprüft:
Hat Adele ihren Gatten eine „zwingende Verpflichtung“ auferlegen wollen (unten C.1)? Wenn man dies unterstellt: Gibt es überhaupt eine rechtliche Möglichkeit, einem anderen ein Testiergebot aufzuerlegen? Kann sich ein solches Gebot auch auf Sachen beziehen, die dem Belasteten (dem Erben) selbst gehören, so daß er sie bei seinem Tod herausgeben muß (unten C.2)? Wem gehörten überhaupt ursprünglich die Bilder: Adele oder Ferdinand? Hat sich Ferdinand im Verlassenschaftsverfahren nach Adele „konstitutiv“ verpflichtet oder hiebei gar einen neuen „Schenkungsvertrag“ geschlossen? Was heißt also, daß Ferdinand die Bitte seiner Frau – obwohl er sie für nicht verpflichtend hielt – „getreulich erfüllen“ wollte, obwohl er doch darauf bestand, daß die Bilder sein Eigentum waren (unten C.3)? Liegen in den von Dr. Führer vorgenommenen Transaktionen „Erfüllungshandlungen“ (unten C.4)? Welche Rechtsfolgen hatte das von Dr. Rinesch nach dem Krieg abgegebene „Anerkenntnis“? Sind – vor allem wegen dieses Anerkenntnisses – die Voraussetzungen des Rückstellungsgesetzes 1998 erfüllt (unten C.5)? 
C. Rechtliche Beurteilung
1. Die Rechtsnatur der „Bitte“ Adele Bloch-Bauers
Die für das rechtliche Schicksal der Bilder Gustav Klimts relevanten Bestimmungen des Testaments der Erblasserin Adele Bloch-Bauers vom 19. Jänner 1925 lauten:

„Ich hinterlasse je fünfzigtausend (50.000) Kc (tsch. Kr.)

1.) dem Wiener Arbeiterverein „Kinderfreunde“

2.) dem Wiener Verein „Die Bereitschaft“

Die Gebühren dieser Anfälle hat mein Ehegatte als mein Universalerbe zu tragen. Da ich überzeugt bin, daß mein Ehegatte diese seine Verpflichtung voll erfüllen wird, hat jede Sicherstellung der Ansprüche dieser zwei Vereine zu entfallen. Sollte in der Zeit bis zum Anfalle obiger Zuwendungen einer der genannten zwei Vereine zur Auflösung gelangen, fällt der frei werdende Teil der Wiener Rettungsgesellschaft zu.

Meine zwei Porträts und die 4 Landschaften von Gustav Klimt bitte ich meinen Ehegatten nach seinem Tode der österr. Staats-Galerie in Wien, die mir gehörende Wiener und Jungfer. Brezaner Bibliothek, der Wiener Volks u. Arbeiter Bibliothek zu hinterlassen. Ich stelle es der Wiener Volks u. Arbeiter Bibliothek anheim, die Bücher zu behalten oder sie zu verkaufen und den Erlös als Legat anzunehmen. Auch für dieses Legat hat jegliche Sicherstellung zu entfallen.“
Es ist nichts weiter über die Umstände bekannt, unter denen dieser letzte Wille zustande gekommen ist. Es fehlen, abgesehen vom Testament selbst, aus der Zeit vor Adele Bloch-Bauers Tod stammende direkte Anhaltspunkte für ihren wahren Willen. Späteren Äußerungen dritter Personen muß man besonders dann mit Vorsicht begegnen, wenn sie nach Beginn der Auseinandersetzungen um die Bilder gemacht wurden, vor allem nach 1945. Die Auslegung muß sich daher vor allem auf den Text des Testaments konzentrieren, der in seinem Zusammenhang mit dem übrigen letzten Willen zu würdigen ist.
 

Das Gutachten der Finanzprokuratur meint, daß die Bestimmung über die Klimt-Bilder kein unverbindlicher Wunsch, sondern eine verpflichtende Anordnung sei. Dies wird einmal als „völlig eindeutig“ bezeichnet, dann allerdings abgeschwächt („eher ein Vermächtnis“). Für die Verbindlichkeit der Anordnung spreche der unmittelbare Zusammenhang mit der Verfügung über die Bibliothek, welche die Erblasserin einige Zeilen weiter ein „Legat“ nennt. Weiters wird auf Pkt IV des Testaments verwiesen, in dem die eingesetzten Ersatzerben mit einem Legat über die Bücher und die Bilder belastet sind. Die Unterschiede in der Formulierung resultierten aus der Person des Erbberechtigten und aus der Art der Gegenstände der Verfügungen. Die Formulierung als Bitte habe die Erblasserin bei Gegenständen gewählt, zu denen sie eine emotionale Beziehung gehabt habe.

Daran ist richtig, daß bei der Auslegung einer Verfügung ihr Zusammenhang mit anderen Anordnungen beachtet werden muß. Den von der Finanzprokuratur daraus gezogenen Schlüssen kann allerdings nicht gefolgt werden. 

Am Text des Testaments fällt zunächst auf, daß er in einer relativ präzisen juristischen Sprache verfaßt ist. Die Wortwahl und die Strukturierung des letzten Willens lassen den Schluß zu, daß die Erblasserin entweder selbst gewisse juristische Kenntnisse besaß oder daß sie bei der Errichtung des letzten Willens fachkundig beraten wurde. So leitet die Erblasserin ihren letzten Willen mit einem Hinweis auf ihr „klares Bewußtsein“ und ihre „Unbeeinflußtheit“ ein. Ihren Mann Ferdinand setzt sie zum „Universalerben“ ein. Beides mag man noch mit Allgemeinwissen und der Üblichkeit solcher Formulierungen erklären. Darüber hinaus zeigt sich allerdings an mehreren Stellen die spezielle juristische Sachkunde, so etwa, wenn in Pkt II der Verfügung klar eine Ersatzerbschaft angeordnet („für den Fall, daß mein Ehegatte vor mir sterben sollte“) und in den Pkt III und IV danach differenziert wird, ob die Erbschaft Ferdinand Bloch-Bauer oder den Ersatzerben zufällt. Bei den von ihr angeordneten Zuwendungen verwendet die Erblasserin zweimal den erbrechtlichen Begriff des „Anfalls“. Schließlich hält sie fest, daß die Form des eigenhändigen Testaments eingehalten wurde. Gustav Bloch-Bauer (wahrscheinlich der juristische Ratgeber) wird zum Testamentsvollstrecker ernannt. Sehr deutlich wird die dem Testament zugrundeliegende Sachkenntnis auch bei den beiden Geldlegaten von je 50.000,- tschechische Kronen. Daß die Erblasserin eine Sicherstellung dieser Vermächtnisse ausschließt, zeigt erstens, daß sie (oder ihr juristischer Berater) wußte, daß das Gesetz bei begünstigten Legaten eine amtswegige Sicherstellung vorsieht (§ 158 AußStrG), und zweitens, daß ein Erblasser diese Sicherstellung erlassen kann.
 

Auf Grund dieser Terminologie und der sonstigen im Testament zum Ausdruck kommenden Kenntnisse wird man den Schluß ziehen können, daß der Erblasserin der Unterschied zwischen „Bitte“ und verpflichtender Anordnung (Legat, Substitution, Auflage, Nachlegat) geläufig war. Dies führt zu dem, auch dem allgemeinen Sprachgebrauch entsprechenden Ergebnis, daß Adele Bloch-Bauer gegenüber ihrem Ehemann nur einen unverbindlichen Wunsch geäußert hat.

Aber auch eine Reihe weiterer Indizien spricht dafür, daß der Erblasserin die Bedeutung der verwendeten Begriffe für den Inhalt der Verfügung klar war. Es trifft zu, worauf die Finanzprokuratur zu Recht verweist, daß sie mit ihrer Bitte nicht nur die Klimt-Bilder, sondern auch ihre Bibliothek erfassen wollte und daß sie es der begünstigten Wiener Volks- und Arbeiter-Bibliothek anheimstellte, die Bücher zu behalten oder sie zu verkaufen und den Erlös „als Legat“ anzunehmen. Daraus ist aber keineswegs ein verpflichtender Charakter der „Bitte“ abzuleiten, weil die Gestattung der Veräußerung und die Widmung des Erlöses als „Legat“ eben nur für den Fall, daß Ferdinand Bloch-Bauer der unverbindlichen Bitte nachkommen und das Legat anordnen oder daß die Ersatzerbschaft zum Tragen kommen würde.

Und schließlich: Sollte man wirklich annehmen, daß Adele Bloch-Bauer ihren Mann Ferdinand „zwingen“ wollte? Daß er wider besseres Wissen und gegen seinen Willen die Bilder – auch unter völlig geänderten Umständen – dem Staat hinterlassen mußte? Man wird eine solche Absicht Adeles nicht ohne weiteres annehmen können. Schon gar nicht dürfte die Ansicht der Finanzprokuratur vom „automatischen Eintritt der fideikommissarischen Substitution“ dem Willen Adeles gerecht werden.

Meint man, daß die Unverbindlichkeit der „Bitte“ dennoch zweifelhaft bleibt, so ist § 614 ABGB entsprechend anzuwenden: Nach dieser Bestimmung ist im Zweifel nicht anzunehmen, daß der Erblasser den Erben zur Weitergabe des vererbten Vermögens verpflichten wollte. Gehörten die Bilder also Adele, vermutet § 614 ABGB, daß Ferdinand nicht zur Weitergabe verpflichtet sein sollte. Gehörten die Bilder hingegen Ferdinand (dazu gleich unten C.2), so darf im Zweifel aber noch weniger angenommen werden, daß der Erblasser den Erben verbindlich verpflichten wollte, seine eigenen Sachen (bei seinem Tod) Dritten zu hinterlassen. Daher ist unabhängig davon, wem die strittigen Sachen im Zeitpunkt der Testamentserrichtung gehörten, im Zweifel ein bloßer Wunsch der Erblasserin anzunehmen.

Die „Bitte“ Adele Bloch-Bauers ist daher unverbindlich.
2. Die Wirksamkeit einer als verpflichtend gemeinten Bitte

Unterstellt man, entgegen dem bisherigen Ergebnis, die Bitte Adeles sei doch verbindlich gewesen, erhebt sich die Frage nach der Rechtsnatur und Möglichkeit eines solchen Gebots. 

Hält man die Bitte Adele Bloch-Bauers für eine verbindliche Anordnung, so ist sie keine Legatsverfügung der Erblasserin selbst, sondern ein Testiergebot an ihren Universalerben Ferdinand Bloch-Bauer. Im Gegensatz zu Abs 1 des Pkt III ihres Testaments sagt ja die Erblasserin nicht, daß sie die Bilder hinterläßt, sondern daß sie ihren Ehegatten bittet, sie zu hinterlassen, also darüber in bestimmter Weise letztwillig zu verfügen. 

Testierverbote und Testiergebote sind wegen Eingriffs in die Testierfreiheit ungültig. Ausnahmen bestehen nur insofern, als die Anordnung in eine fideikommissarische Substitution umgedeutet werden kann. Eine Umdeutung setzt aber wie jede fideikommissarische Substitution voraus, daß sich die Anordnung auf eigenes Vermögen, also eigene Sachen, des (ersten) Erblassers bezieht. Könnte somit erwiesen werden, daß die Bilder im Eigentum der Erblasserin Adele Bloch-Bauer standen, wäre die Umdeutung (Konversion) ihrer Anordnung in eine fideikommissarische Substitution (ein fideikommissarisches Vermächtnis) immerhin denkbar. 

Viel schwieriger ist die Rechtslage, wenn die Bilder (als Bestandteil seiner Sammlung) dem Erben Ferdinand Bloch-Bauer selbst gehörten. Nach § 662 ABGB ist zwar das Vermächtnis einer Sache, die dem Erblasser gehört, grundsätzlich möglich. Das Gesetz meint damit aber nicht die Zulässigkeit eines Testiergebotes an den Erben, sondern eine Legatsanordnung, die der Erblasser selbst trifft (ein eigenes Legat des Erblassers, das bei dessen Tod zu entrichten ist) und die sich auf eine Sache des Erben bezieht. 

Die Finanzprokuratur möchte das Testiergebot an Ferdinand Bloch-Bauer in eine nach § 662 ABGB gültige Legatsanordnung der Erblasserin Adele Bloch-Bauer umdeuten. Dies könnte jedoch nur dann erwogen werden, wenn das Legat beim Tod der Erblasserin, nicht aber, wie im vorliegenden Fall, erst beim Tod des Erben zu entrichten war, weil dies schon bei ausdrücklicher Festsetzung der Fälligkeit mit dem Tod des Erben ein unzulässiger Eingriff in dessen Testierfreiheit wäre. Umso mehr muß die „Umdeutung“ eines Testiergebotes in eine solche Fälligkeitsbestimmung unzulässig sein. Dementsprechend wird in der Literatur diese Konversion abgelehnt.
 Die Judikatur ist nicht ganz klar, sie äußert sich zum Teil vorsichtig.
 

Daher konnte die „Bitte“ der Adele Bloch-Bauer, wenn man überhaupt annimmt, sie sei verbindlich gemeint gewesen, kein Recht der Österreichischen Galerie (der Republik Österreich) auf die Bilder begründen, wenn sie im Eigentum Ferdinands standen.

Das Testament selbst läßt keine sicheren Schlüsse auf die Eigentumsverhältnisse zu. Die Worte „Meine Porträts“ sind nicht beweiskräftig, weil es sich um Abbildungen der Erblasserin handelt. Ebensowenig überzeugt der Verweis auf den bindenden Auftrag der Erblasserin zur sofortigen Herausgabe der Bilder an die Ersatzerben, weil die Ersatzerbschaft nur zum Tragen hätte kommen können, wenn Ferdinand Bloch-Bauer vor der Erblasserin Adele Bloch-Bauer gestorben wäre. Für diesen Fall konnte aber Adele Bloch-Bauer annehmen, daß sie bei ihrem eigenen Tod (als Erbin Ferdinands) Eigentümerin der Bilder sein würde.

Auf das Eigentum Ferdinand Bloch-Bauers deutet hin, daß die Erblasserin zweimal von der „mir gehörenden“ oder „meiner“ Bibliothek spricht, während sie bei den Bildern (abgesehen von ihren Abbildungen) das Possessivpronomen vermeidet.

Für das Eigentum Ferdinand Bloch-Bauers spricht jedenfalls entschieden die Vermutung des § 1237 ABGB aF, die bis 1978 in Geltung stand. Danach galten Sachen, die während aufrechter Ehe erworben wurden und sich im ehelichen Haushalt befanden, im Zweifel als Eigentum des Mannes. Die Vermutung wirkte gegenüber jedermann. Um sie zu entkräften, müßte bewiesen werden, daß Adele Bloch-Bauer die Bilder selbst erworben hat, oder daß Ferdinand Bloch-Bauer sie ihr geschenkt hat. Ein solcher Beweis würde sich nach § 1247 Satz 1 ABGB erübrigen, wonach Kostbarkeiten, die der Ehemann seiner Gattin zum Putze gegeben hat, im Zweifel für geschenkt angesehen werden. Die Bilder erfüllen jedoch nicht die Voraussetzung von Kostbarkeiten, die der Frau zum Putze gegeben wurden. All dies kann nur die von Ferdinand Bloch-Bauer im Verlassenschaftsverfahren nach seiner Frau abgegebene Erklärung bestätigen, daß die fraglichen Bilder sein Eigentum waren.
3. Die Erklärung Ferdinand Bloch-Bauers vor dem Verlassenschaftsgericht

Alles Bisherige spricht also gegen eine wirksame verpflichtende Anordnung Adeles. Kein Wunder, daß man auf der Suche nach einer Grundlage für einen Rechtsanspruch der Republik auch auf das, vom Vertreter Ferdinands im Verlassenschaftsverfahren nach dem Tod seiner Frau, und zwar im Testamentserfüllungsausweis, abgegebene Versprechen „getreulicher Erfüllung der Bitte“ gestoßen ist. Tatsächlich sieht das Rechtsgutachten der Finanzprokuratur in diesem Versprechen ein „konstitutives Anerkenntnis“ oder gar eine Schenkung unter Lebenden. In Wirklichkeit müssen sich aber die Worte „Ich verspreche die getreuliche Erfüllung“ nicht auf die Bestätigung oder Begründung einer rechtlichen Verpflichtung beziehen. Es kann damit ebensogut die Erfüllung einer moralischen Pflicht in Aussicht gestellt werden. Ferdinand Bloch-Bauer hatte ja keinen Anlaß, sich selbst eine Rechtspflicht aufzuerlegen. Wollte er dem Willen seiner Frau entsprechen, so konnte er dies auch tun, ohne sich zu binden. Die Übernahme einer Verpflichtung wäre insofern sinnlos gewesen, weil sie nur seinen Dispositionen im Wege gestanden wäre. Ferdinand Bloch-Bauer hat darum auch in seiner Erklärung die Unverbindlichkeit der Bitte Adele Bloch-Bauers noch besonders hervorgehoben. Das hätte wenig Sinn gehabt, wenn er sich nun ohnedies rechtlich unbedingt hätte verpflichten wollen. Aus der Erklärung Ferdinand Bloch-Bauers ist daher bei verständiger Auslegung kein Verpflichtungswille abzuleiten. Wollte man daran zweifeln, käme die Unklarheitenregel des § 915 ABGB zur Anwendung: Weil Ferdinand Bloch-Bauer für seine Erklärung keine Gegenleistung erhielt, führte auch die gesetzliche Zweifelsregel zur Annahme der Unverbindlichkeit als „geringerer Last“.

Die Übernahme einer Verpflichtung (durch Anerkenntnisvertrag) ist aber auch deshalb zu verneinen, weil die Erklärung gar nicht an die Österreichische Galerie gerichtet war. Sie erfolgte im Rahmen des Testamentserfüllungsausweises. Dieser ist eine Erklärung, die sich nur an das Gericht richtet und diesem mitteilt, daß die Voraussetzungen der Einantwortung erfüllt sind. Im konkreten Testamentserfüllungsausweis ist nicht einmal von einer Verständigung der Österreichischen Galerie die Rede, schon gar nicht gibt es für eine Annahme der Erklärung durch die Finanzprokuratur einen Anhaltspunkt.
Folgte man trotzdem der Auffassung der Finanzprokuratur, daß sich Ferdinand Bloch-Bauer durch seine Erklärung verpflichten wollte und die Österreichische Galerie diese Offerte angenommen hätte, so hätte der Inhalt eines solchen Anerkennungsvertrages nur der Inhalt der Verfügung Adele Bloch-Bauers sein können, dh die Verpflichtung Ferdinand Bloch-Bauers, der Österreichischen Galerie die Bilder bei seinem Tod zu hinterlassen. Eine solche Eigenbindung Ferdinand Bloch-Bauers (als Erblasser) wäre aber nach unserer Rechtsordnung rechtlich unmöglich gewesen. Ferdinand Bloch-Bauer hätte sich auf seinen eigenen Tod hin gar nicht rechtlich verpflichten können.

Gegen die von der Finanzprokuratur (alternativ) vertretene Annahme eines Schenkungsvertrages unter Lebenden spricht ua der Inhalt der Erklärung Ferdinands: Aus seiner Bereitschaft, die Bitte seiner Frau zu erfüllen und die Bilder nach seinem Tod der Galerie zu überlassen, kann keinesfalls der Schluß gezogen werden, daß Ferdinand Bloch-Bauer die Bilder „sofort“ (dh noch zu seinen Lebzeiten) schenken wollte. Bei Unterstellung eines Schenkungswillens käme höchstens das Versprechen in Frage, die Bilder der Galerie nach seinem Tod zu schenken. Damit wären aber die Formvorschriften der Schenkung auf den Todesfall einzuhalten gewesen (§ 956 Satz 2 ABGB, § 1 Abs 1 lit d NotAktsG), von denen keine erfüllt wäre.

Aber auch wenn man unterstellte, daß Ferdinand Bloch-Bauer die Bilder der Galerie sofort, also zu seinen Lebzeiten schenken wollte, wäre diese Verpflichtungserklärung nichtig, weil die Form des Notariatsaktes nicht eingehalten wurde. Dieser hätte nur dann entfallen können, wenn auf das Schenkungsversprechen eine wirkliche Übergabe gefolgt wäre. Auch eine solche hat Ferdinand Bloch-Bauer nicht vorgenommen. Das von der Finanzprokuratur behauptete Besitzkonstitut erfüllt die Voraussetzungen einer wirklichen Übergabe im Sinne des § 943 ABGB nicht.

Absolut unhaltbar ist die Ansicht, es reiche für die wirkliche Übergabe aus, daß Ferdinand Bloch-Bauer seinen Schenkungswillen nie bestritten habe. Dasselbe gilt für die Auffassung, die aus einer Schenkung des Bildes „Schloß Kammer am Attersee III“ an die Österreichische Galerie durch Ferdinand im Jahre 1936 ableiten will, daß er an der Schenkung festhalten wollte. In Wirklichkeit hat Ferdinand Bloch-Bauer niemals eine frühere Schenkung bestätigt. Ein Schweigen in die Richtung zu deuten, widerspricht allgemeinen Grundsätzen. In der wirklichen und vollzogenen Schenkung des Bildes „Schloß Kammer am Attersee III“ liegt kein Festhalten an einer (imaginären) früheren „Gesamtschenkung“: Wer nur ein Bild schenkt, erklärt nicht, daß er andere Bilder schon geschenkt habe und dabei bleiben wolle. Das zeigt anschaulich das Dankesschreiben der Galerie aus dem Jahre 1936, das auf andere Bilder nicht Bezug nimmt.

Somit ergibt sich, daß bis zum Jahre 1938 kein gültiger Titel entstanden ist, aus dem die Österreichische Galerie (Die Republik Österreich) Rechte an oder auf die fraglichen Bilder ableiten hätte können. Sie erlangte weder einen erbrechtlichen noch einen schuldrechtlichen Anspruch auf Übereignung. Umso weniger wurde sie Eigentümer dieser Bilder. Eine Ausnahme galt nur für das Bild „Schloß Kammer am Attersee III“, das Ferdinand Bloch-Bauer im Jahre 1936 der Österreichischen Galerie aus freien Stücken geschenkt hat. Sie hat – nicht auf Grund des Testaments der Adele Bloch-Bauer, sondern auf Grund der Schenkung – daran Eigentum erworben.
4. Von Dr. Führer gesetzte „Erfüllungshandlungen“?

Nach der Flucht Ferdinand Bloch-Bauers wurde von den Nationalsozialisten RA Dr. Führer als Vermögensverwalter eingesetzt. Er übergab die Bilder „Adele Bloch-Bauer I“, „Adele Bloch-Bauer II“ und „Apfelbaum I“ an die Galerie. Die Behauptung, dadurch sei die letztwillige Anordnung Adele Bloch-Bauers oder das Schenkungsversprechen Ferdinands wirksam erfüllt worden, entbehrt schon deshalb jeder rechtlichen Grundlage, weil auf Grund des Testaments und der Erklärung Ferdinand Bloch-Bauers für die Galerie damals kein gültiger Erwerbstitel bestand. Selbst wenn die Bitte Adele Bloch-Bauers verpflichtend gemeint und rechtlich erfüllbar gewesen wäre, hätte er frühestens mit dem Zeitpunkt des Todes Ferdinands einen Anspruch der Galerie begründen können. Überdies hätte aber Dr. Führer ohne Ermächtigung Ferdinand Bloch-Bauers eine solche Verpflichtung – auch wenn sie bestanden hätte – nicht erfüllen können, also keine wirksamen Übereignungsakte setzen können. Daß sich Dr. Führer bei der Übergabe von „Adele Bloch-Bauer I“ und „Apfelbaum I“ – wie aus den Unterlagen hervorgeht – eigenmächtig auf die letztwillige Verfügung Adele Bloch-Bauers berief, ist irrelevant. Diese Berufung diente offenbar nur der „Bemäntelung“ der Transaktionen Führers, die der Vermächtnis-Erfüllungstheorie auch inhaltlich widersprechen, weil Dr. Führer tatsächlich der Österreichischen Galerie kein einziges Bild ohne Gegenleistung überlassen hat. Ein solcher „Eintausch“ der Bilder widerspricht allerdings eindeutig der „Erfüllungstheorie“.
Daß die Erben Ferdinand Bloch-Bauers (vertreten durch Dr. Rinesch) nach 1945 hinsichtlich dieser Bilder kein Rückstellungsbegehren stellten, ist entgegen der Auffassung der Finanzprokuratur keine konkludente Genehmigung der Handlungen Dr. Führers.

Somit wurde zwischen 1938 und 1945 weder ein Anspruch der Republik Österreich gegen Ferdinand Bloch-Bauer auf die Übereignung der Bilder begründet, noch wurde ein bestehender Anspruch wirksam erfüllt.
5. Die Anwendbarkeit des Restitutionsgesetzes 1998

Das RestitutionsG 1998 ermächtigt bestimmte Bundesminister, Kunstgegenstände aus den österreichischen Bundesmuseen und Sammlungen, unentgeltlich an die ursprünglichen Eigentümer oder deren Rechtsnachfolger von Todes wegen zu übereignen, wenn einer der drei geregelten Tatbestände vorliegt.
Der Tatbestand der Z 3 verlangt, daß der Kunstgegenstand nach Abschluß von Rückstellungsverfahren nicht an die ursprünglichen Eigentümer oder deren Rechtsnachfolger von Todes wegen zurückgegeben werden konnte, als herrenloses Gut unentgeltlich in das Eigentum des Bundes übergegangen ist und sich noch in dessen Eigentum befindet. Diese Bestimmung ist für den vorliegenden Fall bedeutungslos.

Die Ermächtigung nach § 1 Z 2 kann Anwendung finden, wenn Kunstgegenstände zwar rechtmäßig in das Eigentum des Bundes übergegangen sind, vorher aber Gegenstand eines Rechtsgeschäfts gemäß § 1 des NichtigkeitsG 1946 waren. Die hier strittigen Klimt-Bilder sind nach 1945 durch die Einigung zwischen den Erben nach Ferdinand Bloch-Bauer (vertreten durch Dr. Rinesch) und der Österreichischen Galerie rechtmäßig in das Eigentum des Bundes übergegangen. Alle Bilder waren zwischen 1938 und 1945 Gegenstand von Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen, die von § 1 NichtigkeitsG 1946 erfaßt sind.
 Nach dem Wortlaut des § 1 Z 2 RestitutionsG 1998 wäre eine Ermächtigung zur Rückgabe der Bilder somit zu bejahen. § 1 Z 2 muß aber wohl einschränkend ausgelegt werden. Mit dem rechtmäßigen Eigentumserwerb durch die Republik sollte nur ein solcher von Dritten, nicht aber der Erwerb vom wirklich Berechtigten erfaßt sein. Würde man auch diesen unter § 1 Z 2 subsumieren, verlöre Z 1 ihren Anwendungsbereich, weil auch der unentgeltliche Erwerb im Sinne der Z 1 die Rechtmäßigkeit voraussetzt und die betroffenen Bilder gewöhnlich auch Gegenstand eines Rechtsgeschäftes im Sinne des NichtigkeitsG 1946 waren. § 1 Z 2 ist deshalb vermutlich auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar.

§ 1 Z 1 setzt voraus, daß die Kunstgegenstände Gegenstand von Rückstellungen an den ursprünglichen Eigentümer oder dessen Rechtsnachfolger von Todes wegen waren und nach dem 8. Mai 1945 im Zuge eines daraus folgenden Verfahrens nach den Bestimmungen des Ausfuhrverbotsgesetzes unentgeltlich in das Eigentum des Bundes übergegangen sind. Der Gesetzgeber wollte dadurch ein in der Vergangenheit rechtmäßiges Behördenverhalten rückgängig machen, nämlich den Eintausch von ehemals durch das NS-Regime entzogenen Kunstgegenständen gegen Erteilung der Ausfuhrgenehmigung für andere Kunstgegenstände. 

Die Bilder „Adele Bloch-Bauer I“, „Adele Bloch-Bauer II“ und „Apfelbaum I“ wurden nicht physisch zurückgestellt, vielmehr einigten sich die Erben Ferdinand Bloch-Bauers „in Anerkennung des letzten Willens“ vorweg mit der Österreichischen Galerie darauf, daß sie endgültig in der Galerie bleiben, also nicht zurückgefordert werden sollten. Daß es deshalb zu keiner realen Rückstellung kam, hindert aber die Anwendung des § 1 Z 1 nicht. Kann es doch keinen Unterschied ausmachen, ob die Bilder von der Republik zurückgegeben und ihr anschließend im Zusammenhang mit einem Ausfuhrverfahren übereignet wurden, oder ob der Rückgabeberechtigte mit einer Abwicklung auf kurzem Weg einverstanden war und auf eine Rückforderung verzichtete, um eine Ausfuhrgenehmigung für andere Bilder zu erlangen. Durch diese Vereinbarung wurde nur das „Zurück- und Wiederhergeben“ vermieden. Daher steht dieser Vorgang der Anwendung des § 1 Z 1 nicht entgegen.

Die Bilder „Häuser in Unterach am Attersee“ und „Buchenwald/Birkenwald“ befanden sich nach dem Krieg zunächst nicht im Besitz der Republik Österreich, sondern bei Dr. Führer („Häuser in Unterach am Attersee“) und der Städtischen Sammlung Wien („Buchenwald/Birkenwald“). Ob sie „Gegenstand von Rückstellungen“ waren, hängt daher davon ab, ob es nach § 1 Z 1 RestitutionsG 1998 erforderlich ist, daß die Kunstgegenstände zunächst (auf jeden Fall) durch die Republik selbst zurückgestellt wurden. Hält man dies nicht für erforderlich, fallen „Häuser in Unterach am Attersee“ unter § 1 Z 1, weil die Erben nach Ferdinand Bloch-Bauer das Bild zurückerhielten (Aushändigung an Karl Bloch-Bauer als Vertreter der Erben). Für „Birkenwald/Buchenwald“ würde ähnliches gelten wie für „Adele Bloch-Bauer I“, „Adele Bloch-Bauer II“ und „Apfelbaum I“: Die Erben haben nur deshalb auf ein Rückstellungsbegehren verzichtet, weil sie sich auf kurzem Wege mit der Österreichischen Galerie geeinigt hatten, daß diese das Bild von der Städtischen Sammlung zurückfordert. Statt einer Besitzauflassung („Hin- und Herschiebens“ des Bildes) kürzte man die Abwicklung durch eine Art Besitzanweisung ab. Der gemäß § 3 RestitutionsG 1998 eingerichtete Beirat scheint nicht unbedingt zu verlangen, daß die Kunstgegenstände von der Republik selbst zurückgegeben wurden.
Die Anwendung des § 1 Z 1 setzt weiter voraus, daß die Bilder der Republik unentgeltlich und im Zuge eines Ausfuhrgenehmigungsverfahrens übereignet wurden. Die „unentgeltliche“ Überlassung ist nicht im technischen Sinn zu verstehen. Wesentlich ist, daß der Bund für die Kunstwerke keine materielle Gegenleistung erbracht, sondern dafür die Ausfuhr anderer Kunstwerke genehmigt hat. Die Voraussetzung der Unentgeltlichkeit scheitert auch nicht daran, daß die Überlassung der Kunstwerke durch das Anerkenntnis der „Ansprüche der Galerie“ auf die Bilder aus der letztwilligen Verfügung Adele Bloch-Bauers erfolgt ist. Solche Ansprüche bestanden allerdings nach der tatsächlichen Rechtslage nicht und erschienen auch den Erben Ferdinand Bloch-Bauers und den Behörden zweifelhaft. Das Anerkenntnis wurde in Wirklichkeit eben zur Erreichung der Ausfuhrgenehmigung für die restlichen Kunstwerke abgegeben. Die „Gegenleistung“ der Österreichischen Galerie bestand vor allem in der Zusage Dr. Garzarollis, sich für eine Genehmigung der Ausfuhr einzusetzen.
Schließlich ist es für die Anwendung des § 1 Z 1 RestitutionsG 1998 kein Hindernis, daß die unentgeltliche Überlassung der Bilder der Bewilligung der Ausfuhr voranging. Entscheidend ist, daß diese Überlassung Voraussetzung der Ausfuhrbewilligung war. Dies nimmt auch die Bundesministerin für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten in ihrer Antwort auf eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend Kunstwerke im Besitz der Republik Österreich an.

D. Zusammenfassung der Ergebnisse

1.
Adele Bloch-Bauers testamentarische Bitte an ihren Gatten Ferdinand Bloch-Bauer, die Bilder nach seinem Tod der Österreichischen Galerie zu hinterlassen, stellt einen unverbindlichen Wunsch dar und begründet keine erbrechtlichen Ansprüche. Aber selbst wenn man einen Verpflichtungswillen unterstellte, wäre dieses Testiergebot als Eingriff in die Testierfreiheit Ferdinand Bloch-Bauers unwirksam. Nur wenn die Bilder im Eigentum Adele Bloch-Bauers standen, wäre eine Umdeutung des unwirksamen Testiergebotes in ein fideikommissarisches Nachlegat denkbar. Eine solche Umdeutung ist aber wegen Eingriffs in die Testierfreiheit von vornherein unzulässig, wenn die Bilder im Eigentum Ferdinand Bloch-Bauers standen. Für die Eigentümerschaft Ferdinand Bloch-Bauers spricht nicht nur seine Erklärung vor dem Verlassenschaftsgericht, sondern auch die gesetzliche Vermutung des § 1237 aF ABGB.
2.
Mit seiner Erklärung gegenüber dem Verlassenschaftsgericht, die von ihm als unverbindlich behandelte Bitte seiner Frau getreulich erfüllen zu wollen, hat Ferdinand Bloch-Bauer deren Erfüllung nur unverbindlich in Aussicht gestellt, jedoch keine Verpflichtung übernommen, die Bilder der Galerie letztwillig zu überlassen. Eine solche Bindung wäre auch rechtlich unmöglich, weil man sich zu einer bestimmten letztwilligen Verfügung nicht verpflichten kann. Noch weniger kann in der Erklärung der Wille Ferdinand Bloch-Bauers erkannt werden, die Bilder der Österreichischen Galerie bereits zu Lebzeiten zu schenken. Eine rechtsgeschäftliche Erklärung Ferdinand Bloch-Bauers, die zu einem „konstitutiven Anerkenntnis“ oder zu einer Schenkung hätte führen können, ist aber auch deshalb auszuschließen, weil sein „Versprechen“ nur eine im Rahmen des Testamentserfüllungsausweises abgegebene Erklärung an das Verlassenschaftsgericht und keine Offerte an die Republik Österreich war, der sie vermutlich auch gar nicht zur Kenntnis gekommen ist.
3.
Die Veräußerung der Bilder “Adele Bloch-Bauer I“, “Adele Bloch-Bauer II“ und “Apfelbaum I“ an die Österreichische Galerie und “Buchenwald/Birkenwald“ an die Städtische Sammlung Wien durch den staatlich zur Vermögensliquidation Ferdinand Bloch-Bauers eingesetzten RA Dr. Führer in den Jahren 1938 bis 1945 ist rechtlich irrelevant, weil für eine rechtswirksame Übergabe kein gültiger Titel vorlag, Führer auch gar nicht im Hinblick auf einen solchen Titel handelte, sondern einen Tauschvertrag schloß und schließlich ohne einwandfreie Bevollmächtigung oder Ermächtigung Ferdinand Bloch-Bauers überhaupt keine Erfüllungshandlungen vornehmen konnte.
4.
Durch das von Dr. Rinesch namens der Erben nach Ferdinand Bloch-Bauer im Zusammenhang mit der Erlangung einer Ausfuhrgenehmigung abgegebene „Anerkenntnis“ wurde der Bund (nach damaliger Rechtslage) rechtmäßiger Eigentümer der Bilder.

5.
Da jedoch die Vereinbarung zwischen den Erben (Dr. Rinesch) und der Republik Österreich durch den Wunsch der Erben eine Ausfuhrgenehmigung für die übrigen Kunstwerke zu erhalten, motiviert war, ist die Anwendung des Restitutionsgesetzes 1998 zu prüfen.

6.
§ 1 Z 3 RestitutionsG enthält Voraussetzungen, die im vorliegenden Fall nicht erfüllt sind. Die Anwendbarkeit des § 1 Z 2 ist fraglich. Zwar ist sein Wortlaut erfüllt, doch ist zweifelhaft, ob er auch Erwerbsgeschäfte meint, die nicht mit einem außenstehenden Dritten, sondern mit dem berechtigten Eigentümer selbst abgeschlossen wurden, was wohl zu verneinen ist.
Hingegen ist der Tatbestand des § 1 Z 1 erfüllt. Die Ermächtigung nach § 1 Z 1 RestitutionsG 1998 setzt voraus, daß die Kunstgegenstände Gegenstand von Rückstellungen an den ursprünglichen Eigentümer oder dessen Rechtsnachfolger von Todes wegen waren und nach dem 8. Mai 1945 im Zuge eines daraus folgenden Verfahrens nach den Bestimmungen des Ausfuhrverbotsgesetzes unentgeltlich in das Eigentum des Bundes übergegangen sind. Im vorliegenden Fall wurden allerdings die Bilder “Adele Bloch-Bauer I“, “Adele Bloch-Bauer II“ und “Apfelbaum I“ nicht zurückgestellt, vielmehr einigten sich die Erben Ferdinand Bloch-Bauers mit der Österreichischen Galerie darauf, daß sie endgültig bei der Galerie verbleiben, also nicht zurückgefordert werden. An einer solchen Abwicklung im kurzen Weg scheitert aber die Anwendung des § 1 Z 2 nicht. Ob auch die Bilder “Häuser in Unterach am Attersee" und “Buchenwald/Birkenwald" das Tatbestandsmerkmal “Gegenstand von Rückstellungen" erfüllen, hängt davon ab, ob es nach § 1 Z 1 wesentlich ist, daß die Kunstgegenstände zunächst durch die Republik zurückgestellt wurden. Alle Bilder wurden der Republik unentgeltlich im Sinne des § 1 Z 1 übereignet, weil keine materielle Gegenleistung erbracht wurde und eine rechtliche Verpflichtung der Erben Ferdinand Bloch-Bauers nicht bestand. Die Übereignung erfolgte in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der in Aussicht gestellten Erleichterung der Ausfuhrgenehmigung für die restlichen Kunstwerke. Einen evidenten Zusammenhang zwischen der Überlassung der Bilder und der Genehmigung der Ausfuhr erkannte in einer schriftlichen parlamentarischen Anfragenbeantwortung auch die Bundesministerin für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten. 

7.
Im Ergebnis ist somit eine Anwendung des § 1 Z 1 RestitutionsG 1998 zumindest auf die Bilder “Adele Bloch-Bauer I", “Adele Bloch-Bauer II" und “Apfelbaum I" zu bejahen. Ob dasselbe für “Häuser in Unterach" und “Buchenwald/Birkenwald" gilt, hängt davon ab, ob es für die Anwendbarkeit des § 1 Z 1 irrelevant ist, daß sich die Bilder nach 1945 nicht bei der Republik, sondern bei Dr. Führer bzw der Gemeinde Wien befunden haben. Nach der Praxis des nach § 3 RestitutionsG 1998 eingerichteten beratenden Beirats wäre die Anwendbarkeit eher zu bejahen.
· In Kürze

Unter dem Fall Klimt/Bloch-Bauer versteht man die überaus diffizile Frage, ob sich 6 von Gustav Klimt gemalte Bilder (davon 2 Porträts von Adele Bloch-Bauer und 4 Landschaften) zu Recht im Wiener Belvedere befinden und ob die Bilder unter die Tatbestände des Restitutionsgesetzes fallen. Der vorliegende Beitrag bejaht dies. Die Bitte Adele Bloch-Bauers an ihren Ehegatten Ferdinand, die Bilder letztwillig der Galerie zu hinterlassen, war nur ein unverbindlicher Wunsch Adeles. Wäre sie verpflichtend gemeint gewesen, wäre sie – zumindest wenn die Bilder Ferdinand gehört haben – wegen Eingriffs in dessen Testierfreiheit ungültig. In das Eigentum der Republik gingen die Bilder erst über, als sie ihr nach dem Krieg die Erben Ferdinands überließen, um für die übrigen Kunstgegenstände der Sammlung Bloch-Bauer eine Ausfuhrgenehmigung zu erhalten. Dies erfüllt aber den Tatbestand des § 1 Z 1 Restitutionsgesetz 1998.
Zum Thema
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� Koziol/Welser, Bürgerliches Recht12 II 478; B. Jud, Anm zu OGH in NZ 1998, 146; Kletečka, Das Nachlegat der Sache des Erben, NZ 1999, 66 ff; Welser in Rummel3 § 662 Rz 2 ff; ders, Das Legat einer fremden Sache, NZ 1994, 203 ff.


� OGH in NZ 1998, 146 (krit B. Jud) = SZ 70/102.


� Zur scheinbaren Ausnahme der Schenkung auf den Todesfall siehe sofort.


� Die Problematik dieser Frage kann hier nicht dargelegt werden, so daß auf die ausführliche Untersuchung in Welser/Rabl, Der Fall Klimt 75 ff, verwiesen werden muß.


� Den Beweis hiefür kann ich hier aus Platzgründen nicht erbringen und muß deshalb auf die ausführliche Auseinandersetzung mit der Frage bei Welser/Rabl, Der Fall Klimt 98 ff, verweisen.
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